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Die wirtschaftswissenschaftliche  Forschung nimmt sich seit Jahrzehn-
ten der Subventionierung in dem besonderen Maße an, das der Bedeu-
tung dieses Instruments staatlicher Intervention in den Wirtschaftsab-
lauf angemessen ist. In der politischen Auseinandersetzung w i rd die Sub-
ventionierung seit langem und neuerdings immer stärker krit isiert. Die 
Rechtswissenschaft jedoch beginnt erst allmählich, Subventionierung als 
ein Phänomen zu begreifen, das auch solche Probleme aufwirft,  die zu 
erkennen und zu lösen nur Aufgabe des Juristen sein kann. 

Wohl wurde sie seit Mitte der fünfziger  Jahre mi t diesem Problem 
konfrontiert,  nachdem die Gerichte aufgerufen  waren, über Konf l ik t -
fälle zu entscheiden. Juristische Untersuchungen konzentrierten sich je-
doch auf die Fragen der Zuordnung von Subventionsmaßnahmen zu den 
Teilbereichen des Rechts und ihre Einordnung in bestehende Schemata. 
Dazu entwickelte man eine eigene (Zweistufen-) Theorie1. Nur die Frage 
nach der Geltung des Prinzips vom Gesetzesvorbehalt bei der Subven-
tionierung war noch in vergleichbarem Umfang Gegenstand rechtswis-
senschaftlicher Erörterungen 2. Sie basierten auf den Erkenntnissen der 
Wirtschaftswissenschaften  und waren davon gefärbt.  Symptom für diese 
einseitige Sicht des Phänomens ist, die „Subventionierung" in anderen 
Bereichen als dem der Wirtschaft  zu leugnen23. 

Erst die Tagung der Deutschen Staatsrechtslehrer im Oktober 1966 
machte die Notwendigkeit einer neuen Fragestellung deutlich sichtbar. 
Dort vermochte Zacher 3 ein unerträgliches Ordnungsdefizit  im Subven-
tionswesen nachzuweisen, das auch das bestehende „apokryphe Subven-
tionsrecht" der Verwaltungsvorschriften  nicht beseitigt. „Was nach der 
rechtlichen Ordnung schreit", folgerte er daraus4, „ist das Wie der Sub-
vention: Verteilung und Kooperation." Es ist das Versäumnis des Gesetz-
gebers, Sachverhalte, die in wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen Le-
bensbereichen in ungezählter Anzahl mi t einem finanziellen Aufwand 
von Mil l iarden auftreten, und die entsprechend viele Rechtsbeziehungen 

1 Vgl. u. 2. Tei l 4. Abschn. 2. Kap. B. 
2 Vgl. u. 2. Tei l 4. Abschn. 1. Kap. A. 
2 a Vgl. Zacher  S. 323 und seine Nachweise S. 323 Anm. 63; s. a. die Nachweise 

bei Schlotke  S. 5. 
3 s. Zacher  passim, insbes. S. 312 ff.,  395 f. 
4 Zacher  S. 395. 

1 Schetting 
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zwischen Rechtssubjekten schaffen,  nicht generell normativ zu erfassen, 
sondern ihre Regelung jeweils der Exekutive zu überlassen und nur ganz 
wenige davon herauszugreifen  und — isoliert — part iel l normativ zu 
regeln. Ob, in welchem Umfang und zu welchem Zweck subventioniert 
wird, kann auch anders als durch förmliches Gesetz bestimmt werden. 
Unerläßlich ist aber die Norm zur gerechten Lösung von Konfl iktsi tu-
ationen, die im Verhältnis des Subventionsträgers zum Subventionsemp-
fänger und anderen an der Subventionierung Beteiligten durch jedes 
Subventionieren entstehen können. 

Welches sind diese Konfliktsituationen und wie können die Konfl ikte 
interessengerecht gelöst werden? Die Antwort auf diese Frage setzt vor-
aus, daß die Funktion  der Subventionierung  erfaßt und ihre Interessen-
struktur  erkannt wird, an der die Adäquanz möglicher Lösungen zu 
messen ist. Diese Erkenntnis wiederum kann nur durch eine Unter-
suchung der Subventionspraxis  gewonnen werden. Zacher 5 konnte 1966 
erklären: „Der Tatbestand, wie Subventionierung geschieht, ist nie w i rk -
lich aufgenommen worden5." Daran hat sich bis heute nichts geändert. 
Deshalb w i rd mi t dieser Schrift  der Versuch einer kritischen Bestands-
aufnahme unternommen, um dazu beizutragen, solche Informationen zu 
liefern, deren der Gesetzgeber bedarf,  um die längst fälligen angemes-
senen Normen zu schaffen.  Damit ist das Ziel des Buches umrissen: eine 
Darstellung  aus der  Rechtspraxis  der  Subventionierung  als eine Vor-
studie  zu einem künftigen  Subventionsgesetz  zu geben. Solange der Ge-
setzgeber nicht willens oder in der Lage ist, ein solches Gesetz zu schaf-
fen, soll es in gleicher Weise Verwaltung  und Rechtsprechung  dienen, 
denen dann gemeinsam die Aufgabe zufällt, die Rechtsordnung der Sub-
ventionierung zu bestimmen. 

Diese Bestandsaufnahme knüpft an den vorhandenen Ansätzen für 
eine spätere gesetzliche Regelung, also an Richtlinien, allgemeinen Be-
willigungsbedingungen und an den wenigen bestehenden Spezialgeset-
zen für einzelne Subventionsmaßnahmen an. Diese „Subventionsord-
nungen"  machen sichtbar, welche Rechtsbeziehungen und welche damit 
verbundenen Interessenkonflikte zwischen den an einer Subventionie-
rung beteiligten Rechtssubjekten entstehen, ob und gegebenenfalls wel-
che Lösungen dafür gefunden werden. Im Idealfall müßten dazu alle 
Subventionsordnungen in allen Lebensbereichen erfaßt werden. Statt 
dessen beschränkt sich die Arbeit einmal auf eine Analyse der Leistungs-
subventionierung und läßt die Verschonungssubventionierung außer Be-
tracht6. Zum anderen werden auch von den Leistungssubventionen nur 
diejenigen Formen untersucht, die am häufigsten auftreten. Dabei wer-

5 Zacher  S. 396. 
6 Der Arbei t l iegt die von Zacher  (S. 317) entwickelte Definit ion der Sub-

vention zugrunde; s. dazu u. 1. Tei l 1. Abschn. bei Anm. 1. 
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den etwa 807 von insgesamt 350 bis 400 untersuchten gesetzlichen und 
untergesetzlichen Subventionsordnungen für Maßnahmen sowohl auf 
wirtschaftlichem wie auch auf kulturel lem und sozialem Gebiet exempla-
risch für alle entsprechenden Ordnungen eingehend dargestellt. 

Eine solche Bestandsaufnahme muß an einem Zeitpunkt ansetzen. 
Hier handelt es sich um eine Aufnahme aus der Subventionspraxis in 
den Jahren 1966 bis 1970. Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine Vielzahl 
von Regelungen unverändert oder mi t nur geringen Abweichungen schon 
vorher gegolten haben oder über diesen Zeitraum hinaus weiter gelten. 
Da alle untersuchten Subventionsordnungen noch unter der Geltung der 
Reichshaushaltsordnung erlassen wurden, hat das Inkrafttreten des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Bundeshaushaltsordnung auf diese 
Darstellung keinen wesentlichen Einfluß. I m übrigen galten auch nach 
Inkrafttreten dieser beiden Gesetze die Richtlinien und allgemeinen Be-
dingungen zu § 64 a Reichshaushaltsordnung, die für spezielle Ordnun-
gen in einzelnen Regelungsbereichen Vorbi ld waren, zunächst noch fort. 
Soweit Änderungen in der Rechtspraxis aufgrund der neuen Haushalts-
gesetze und der seit Anfang 1971 geltenden Verwaltungsvorschriften 
dazu8 eingetreten oder zu erwarten sind, wurde das berücksichtigt. 

7 Vgl. o. das „Abkürzungsverzeichnis der häufig erwähnten Subventions-
ordnungen". 

8 A l lgem 2, A l lgem 2 a. 

l* 


